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Landtag Nordrhein -Westfalen 
Dr. Robin Korte MdL 
Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 
Postfach 10 11 43 
40002 Düsseldorf 
 
per Email: anhoerung@landtag.nrw.de  
(Stichwort: A18 - Landesplanungsgesetz - 30.01.2026) 

 
Anhörung zum Gesetzentwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung 
des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) 
Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 18/16518 
Drucksache 18/16930 (Änderungsantrag) 
Schriftliche Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Kli-
maschutz und Energie 
 
Ihr Schreiben vom 22.12.2025 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Korte,  
sehr geehrte Damen und Herren,  
 
vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum o.a. Gesetzent-
wurf. Wir hatten bereits Gelegenheit, uns zum Referentenentwurf vom 
08.10.2025 äußern zu können. Wir begrüßen, dass unsere Anregung in 
den Gesetzentwurf eingeflossen ist und bei umfangreichen oder beson-
ders komplexen Planverfahren auch eine längere Beteiligungsfrist ge-
währt werden kann (§ 13 Abs. 2 LPlG NRW-E).  
 
Zu den übrigen Änderungsvorschlägen verweisen wir auf unsere Stel-
lungnahme in der Anlage. Wir bitten, auch nur diese im Online-Ange-
bots des Ausschusses auf der Internetseite des Landtags zu veröffentli-
chen.   
 
  

30.01.2026 
 
Städtetag NRW 
Eva Maria Levold 
Hauptreferentin 
Telefon 0221 3771-287 
evamaria.levold 
@staedtetag.de 
Gereonstraße 18 - 32 
50670 Köln 
www.staedtetag-nrw.de 
Aktenzeichen: 69.05.71 N 
 
 
Landkreistag NRW 
Dr. Andrea Garrelmann 
Hauptreferentin 
Telefon 0211 300491-244 
a.garrelmann@lkt-nrw.de 
Kavalleriestraße 8 
40213 Düsseldorf 
www.lkt-nrw.de 
Aktenzeichen: 61.12.01 Ga/Ja 
 
 
Städte- und Gemeindebund NRW 
Leon von der Mark 
Referent 
Telefon 0211 4587-244 
leon.vondermark 
@kommunen.nrw 
Kaiserswerther Straße 199 - 201 
40474 Düsseldorf 
www.kommunen.nrw 
Aktenzeichen:20.0.3-002/006 
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Für eine Berücksichtigung unserer Hinweise wären wir dankbar.  
 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

  
 

 
 

Prof. Hilmar von Lojewski Dr. Marco Kuhn 
Beigeordneter Erster Beigeordneter 

des Städtetages Nordrhein-Westfalen des Landkreistages Nordrhein-Westfalen 
  

 

            
Rudolf Graaff 
Beigeordneter 

des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen 
 
Anlage 



 

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände Nordrhein-Westfalen 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
Anhörung zum Gesetzentwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des  
Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) 
Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 18/16518 
Drucksache 18/16930 (Änderungsantrag) 
 
Schriftliche Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie 
 

29.01.2026 
 
Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände Nordrhein-Westfa-
len 
 
Die kommunalen Spitzenverbände unterstützen die Zielsetzung des Gesetzentwurfs, die Lan-
des- und Regionalplanung zu beschleunigen und den Planerhalt durch weitere gesetzliche 
Festlegungen zu stärken.  
 
Zu den Regelungen im Einzelnen haben wir folgende Hinweise:  
 
Zu Drucksache 18/16518 
 
1. Zu § 15 Abs. 1 LPlG NRW-E: Unbeachtlichkeitsregelung bei der Offenlagebekanntma-

chung von umweltbezogenen Informationen 
 
Nach § 15 Abs. 1 LPlG-E soll es unbeachtlich sein, wenn die Arten umweltbezogener Informati-
onen im Rahmen der Aufstellung oder Änderung eines Raumordnungsplans nicht unmittelbar 
in der Offenlagebekanntmachung genannt werden, diese aber gleichwohl einsehbar sind und 
die Bekanntmachung einen Hinweis auf die Einsehbarkeit enthält. 
 
Die Aufnahme dieser Vermutungsregelung, dass an der bisherigen Bekanntmachungspraxis in 
NRW im Einklang mit dem Raumordnungsgesetz festgehalten werden soll, wird begrüßt. Sie 
stärkt das Vertrauen in die Planerhaltung von Raumordnungsplänen und schafft damit Rechts-
sicherheit für die Kommunen insbesondere bei den jüngsten Regionalplanänderungen zur 
Festlegung von Windenergiebereichen.  
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2. Zu § 15 Abs. 2 LPlG NRW-E: Unbeachtlichkeitsregelung bei Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften 

 
Nach der neu aufzunehmenden Vorschrift soll eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften für die Rechtswirksamkeit eines Raumordnungsplans auch dann unbeachtlich sein, 
wenn sie ohne Einfluss auf das Abwägungsergebnis gewesen ist. 
 
Absatz 2 greift die Regelung des § 214 BauGB auf, um die Rechtssicherheit und Planbeständigkeit 
von Raumordnungsplänen zu stärken und ist daher zu begrüßen. 
 
3. Zu § 15 Abs. 4 LPlG NRW-E: Unbeachtlichkeitsregelung für sämtliche Abwägungsmängel 

eines Raumordnungsplans nach Ablauf von fünf Jahren seit dem Inkrafttreten des Plans 
 

Mit der Neuregelung soll erstmals eine Frist von fünf Jahren für den Eintritt der Unbeachtlich-
keit von sämtlichen Abwägungsmängeln bei fehlender Rüge eingeführt werden. Bei Fehlern in 
Bezug auf die Abwägung ist zwischen Fehlern im Abwägungsvorgang und Fehlern im Abwä-
gungsergebnis zu unterscheiden. Während Fehler im Abwägungsvorgang unter bestimmten 
Voraussetzungen unbeachtlich sein können, sind die einer Rechtskontrolle unterliegenden 
Fehler im Abwägungsergebnis dauerhaft beachtlich. 
 
Es sollte hier klarer zum Ausdruck kommen, dass mit dem neuen Absatz 4 in Bezug auf das Un-
beachtlichwerden von beachtlichen Mängeln des Abwägungsvorgangs nicht von § 11 Abs. 5 
Nr. 2 ROG und der darin geregelten Jahresfrist abgewichen werden soll. Da der neue Absatz 4 
„sämtliche Abwägungsmängel“ der neuen Fünfjahresfrist unterstellt, ist nach unserer Auffas-
sung mangels einer deutlichen Unterscheidung zwischen Fehlern im Abwägungsvorgang und 
Fehlern im Abwägungsergebnis nicht hinreichend klar, dass es bei Fehlern im Abwägungsvor-
gang bis zum Unbeachtlichwerden bei der bisherigen (kurzen) Jahresfrist des ROG bleiben soll. 
 
Zur Einführung einer Fünfjahresfrist, nach deren Ablauf bei unterlassener Rüge auch Fehler im 
Abwägungsergebnis unbeachtlich werden sollen, haben wir erhebliche rechtliche Bedenken. 
Zieht man die Parallele zu Planverfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB), so ist die Unbe-
achtlichkeit eines Mangels im Abwägungsergebnis durch Fristablauf grundsätzlich ausge-
schlossen, vgl. § 215 BauGB e contrario. Fehler im Abwägungsergebnis sind nach herrschender 
Rechtsprechung und gesetzlichen Vorgaben im BauGB immer beachtlich und können nicht 
durch Zeitablauf unbeachtlich werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Abwägung fehlerhaft 
ist, also wenn der Ausgleich der Belange objektiv nicht mehr verhältnismäßig ist oder sich kein 
denkbarer Ausgleich findet. 
 
Zwar enthält die Begründung unterstützenswerte Ausführungen, warum aus Gründen des 
Rechtsfriedens, der Planungs- und Investitionssicherheit sowie der Verlässlichkeit und Steue-
rungswirkung von Raumordnungsplänen auch bei Fehlern im Abwägungsergebnis nach Ablauf 
eines längeren Zeitraums dem Interesse am Planerhalt ein höheres Gewicht beizumessen ist. 
Wir vermissen aber eine intensivere (verfassungs-)rechtliche Auseinandersetzung mit der The-
matik. So wäre die Frage aufzuwerfen, ob es dem Gesetzgeber grundsätzlich möglich ist, auch 
ein fehlerhaftes Abwägungsergebnis den Heilungs- bzw. Unbeachtlichkeitsvorschriften zu un-
terwerfen und in welchem Verhältnis ein fehlerhaftes Abwägungsergebnis, das in eine verfas-
sungsrechtlich geschützte Position eingreift, zu den hier genannten Rechtsprinzipien der 



Seite 3 / 4 

 
 

Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes steht, die sich ebenfalls auf die Verfassung zu-
rückführen lassen. In diesem Zusammenhang verweisen wir auch auf die Verwaltungsvor-
schrift zum niedersächsischen Raumordnungsgesetz (VV-NROG/ROG-RROP), die in Abschnitt 
11.3, unter Buchst. b) ausführt, dass beachtliche Fehler im Abwägungsergebnis niemals unbe-
achtlich werden können.  
 
Abschnitt 11 VV-NROG/ROG-RROP, Planerhaltung (§ 11 ROG, § 7 NROG) | Niedersächsisches 
Vorschrifteninformationssystem (NI-VORIS) 
 
4. Zu § 41 LPlG NRW-E: Anwendung der Neuregelungen zum Planerhalt auch auf Bestands-

pläne 
 
Eine rückwirkende Erstreckung der Neuregelungen auch auf Bestandspläne ist zwar wünschens-
wert, aber auch hier fehlt in der Begründung eine fundierte Würdigung der rechtlichen Voraus-
setzungen und Möglichkeiten. Die Rückwirkung ist aufgrund der Einbeziehung insbesondere von 
§ 15 Abs. 4 LPlG NRW-E sehr weitgehend und unterscheidet sich grundsätzlich von den derzeiti-
gen Rückwirkungs- und Übergangsvorschriften in § 27 Abs. 2 ROG und § 41 LPlG NRW, so dass 
hier vertiefende Ausführungen zur Zulässigkeit der nachträglichen Anwendung neuer gesetzlicher 
Regelungen auf bereits rechtsverbindliche Raumordnungspläne notwendig wären. 
 
Zu Drucksache 18/16930 
 
5. Zu § 41a LPlG NRW-E: Beschleunigungsgebiete für die Windenergie  
 
Wir unterstützen, dass mit der vorgeschlagenen Neuregelung vorsorglich eine „Lücke“ bei der Er-
klärung bestehender Windenergiegebiete zu Beschleunigungsgebieten geschlossen werden soll, 
die sich aus der in NRW bereits frühzeitig begonnenen Windenergieflächenplanung und der erst 
später umgesetzten bundesrechtlichen Regelung ergeben kann.  
 
Allerdings erklärt auch § 6a Abs. 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes (WindBG) bestehende 
Windenergiegebiete (Definition in § 2 Nr. 1 WindBG), die bis zum 19. Mai 2024 ausgewiesen wur-
den, zu Beschleunigungsgebieten, sofern die dort genannten zwei Voraussetzungen erfüllt sind.  
 
Diese Voraussetzungen unterscheiden sich allerdings von den Voraussetzungen nach § 28 Abs. 2 
ROG, wonach auch Gebiete für die Ausweisung als Beschleunigungsgebiete ausgeschlossen sind, 
„mit landesweit bedeutenden Vorkommen mindestens einer durch den Ausbau der Windenergie 
betroffenen europäischen Vogelart nach § 7 Absatz 2 Nummer 12 des Bundesnaturschutzgeset-
zes, einer in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Art oder einer Art, die in einer 
Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 des Bundesnaturschutzgesetzes aufgeführt ist; 
diese Gebiete können auf der Grundlage von vorhandenen Daten zu bekannten Artvorkommen 
oder zu besonders geeigneten Lebensräumen ermittelt werden“ (§ 28 Abs. 2 Nr. 2 ROG). Diese Vo-
raussetzung ist in § 6a Abs. 1 WindBG nicht enthalten. Zudem sieht § 28 Abs. 4 ROG zusätzlich 
vor, dass bei der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten Regelungen für Minderungsmaßnah-
men aufzustellen sind. Auch diese Verpflichtung ist nach § 6a WindBG keine Voraussetzung, um 
die dort genannten Bestandsgebiete zu Beschleunigungsgebieten zu erklären, soll aber in § 41a 
LPlG NRW-E auch Voraussetzung dafür sein, dass ein Bestandsgebiet als Beschleunigungsgebiet 
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gilt. Das wird die Zahl der Vorranggebiete, die unter die neue Erleichterungsregelung fallen könn-
ten, vermutlich einschränken. Wir vermuten, dass nicht zu erwarten ist, dass eine Verpflichtung 
(Aufstellung von Regeln für Minderungsmaßnahmen), die zum Zeitpunkt einer früheren Planauf-
stellung noch nicht existierte, bereits bei der Planung berücksichtig wurde.     
 
Für uns stellt sich daher die Frage nach dem Verhältnis von § 6a Abs. 1 WindBG und der geplan-
ten Regelung nach § 41a LPlG NRW-E. Die Neuregelung im Landesplanungsgesetz soll Planverfah-
ren umfassen, die vor dem 15. August 2025 förmlich eingeleitet oder abgeschlossen wurden. Hier 
könnte es „Schnittmengen“ mit der Frist des § 6a Abs. 1 WindBG (s.o.) geben.  
 
Wir regen daher an, die Neuregelung des § 41a LPlG NRW-E nur subsidiär für die Fälle anzuwen-
den, in denen nicht schon § 6a Abs. 1 WindBG greift.  
 
Das könnte wie folgt formuliert werden:  
 
„Vorranggebiete für die Windenergie in Regionalplänen, die nicht bereits nach § 6a Abs. 1 des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes zu Beschleunigungsgebieten erklärt wurden, sind auch dann 
Beschleunigungsgebiete im Sinne des § 28 des Raumordnungsgesetzes, wenn sie in einem 
Planaufstellungsverfahren nach dem Raumordnungsgesetz, welches vor dem 15. August 2025 
förmlich eingeleitet oder abgeschlossen wurde, als Beschleunigungsgebiete für die Windenergie 
ausgewiesen wurden, das jeweilige Vorranggebiet nicht in den in § 28 Abs. 2 des 
Raumordnungsgesetzes aufgeführten Gebieten liegt und im Rahmen des 
Planaufstellungsverfahrens Regeln für wirksame Minderungsmaßnahmen im Sinne des § 28 Abs. 
3 4 des Raumordnungsgesetzes aufgestellt wurden.“ 
 
Zudem regen wir an, die Neuregelung des § 41a LPlG NRW-E ausdrücklich auf die Abweichungs-
kompetenz der Länder im Raumordnungsrecht zu stützen.  
  
 
Weitere Anregung  
 
Vor dem Hintergrund aktueller Entwicklungen hat sich eine weitere Änderungsnotwendigkeit in 
Bezug auf § 7 LPlG NRW gezeigt, deren Umsetzung wir anregen: Wegen der in § 7 Abs. 8 LPlG 
NRW derzeit vorgesehen Regelung zu „Ausgleichs- und Überhangmandaten“ wird beispielsweise 
der Regionalrat Düsseldorf in der künftigen Wahlperiode statt 33 nunmehr 63 stimmberechtigte 
Mitglieder umfassen. Hinzu kommen noch die beratenden Mitglieder. Damit wird die Arbeitsfä-
higkeit des Regionalrats stark gefährdet. In einer Zeit, in der Entbürokratisierung und Beschleuni-
gung der Prozesse immer wichtiger werden, ist die Verdoppelung der Mitgliederzahl problema-
tisch. Die aktuelle Regelung ist vor dem Hintergrund der mittlerweile stattgefundenen Zersplitte-
rung der Parteienlandschaft nicht mehr angebracht und hätte je nach Ausgang der Wahlen vor 
Ort in den Regionalrat sogar zu noch einem größeren Gremium führen können. Wir bitten daher 
darum, für zukünftige Wahlen eine Regelung einzuführen, die die Gesamtzahl der stimmberech-
tigten Mitglieder begrenzt und damit die Arbeitsfähigkeit der Gremien gewährleistet. 
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